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Bekanntmachung 
über die Aufforderung zur Einreichung von Wahlvor- 

schlägen für die Wahl des Landrats und des Kreistags im 
Landkreis Bayreuth, am Sonntag, 15. März 2020 

1. Durchzuführende Wahl 
Am Sonntag, 15. März 2020, findet die 
Wahl des Landrats und die Wahl von 60 
Kreisräten statt. 

2. Wahlvorschlagsträger 
Wahlvorschläge dürfen nur von Parteien 
und von Wählergruppen (Wahlvor- 
schlagsträgern) eingereicht werden. Der 
Begriff der politischen Partei richtet sich 
nach dem Gesetz über die politischen 
Parteien (Parteiengesetz). Wählergrup- 
pen sind alle sonstigen Vereinigungen 
oder Gruppen natürlicher Personen, 
deren Ziel es ist, sich an Landkreiswahlen 
zu beteiligen. Parteien und Wählergrup- 
pen‚ die verboten sind, können keine 
Wahlvorschläge einreichen. 

3. Aufforderung zur Einreichung 
von Wahlvorschlägen 

3.1 Die Wahlvorschlagsträger werden 
zur Einreichung von Wahlvorschlä- 
gen aufgefordert. Die Wahlvorschlä- 
ge können ab Erlass dieser Be- 
kanntmachung, jedoch spätestens 
am Donnerstag, dem 23. Januar 
2020, 18:00 Uhr, der Wahlleiterin 
zugesandt oder während der allge- 
meinen Dienststunden 
im Landratsamt Bayreuth, Zimmer- 
Nrn. 250, 231 oder228 
übergeben werden (Hinweis: Das 
Landratsamt bleibt am 27. Dezem- 
ber 2019 ganztägig geschlossen.) 
Jeder Wahlvorschlagsträger darf 
nur einen Wahlvorschlag einrei- 
chen. 

3.2 Werden mehrere gültige Wahlvor- 
schläge eingereicht, findet die Wahl 
- des Kreistags nach den Grundsät- 
zen derVerhältniswahl, 

- des Landrats nach den Grundsät- 

3.3 

4.1 

4.2 

zen der Mehrheitswahl 
mit Bindung an die sich bewerben- 
den Personen statt. 

Wird kein oder nur ein gültiger 
Wahlvorschlag eingereicht, findet 
dieWahl 

'- des Kreistags nach den Grundsät- 
zen der Mehrheitswahl, 

- des Landrats nach den Grundsät- 
zen der Mehrheitswahl 

ohne Bindung an sich bewerbende 
Personen statt. 

Wählbarkeit zum Kreisrat / zur 
Kreisrätin 
Für das Amt eines Kreisrats ist jede 
Person wählbar; die am Wahltag 
- Deutsche im Sinn des Art. 116 
Abs. 1 des Grundgesetzes oder 
Staatsangehörige der übrigen 
Mitgliedstaaten der Europäi- 
schen Union ist; 

- das 18. Lebensjahrvollendet hat; 
- seit mindestens drei Monaten im 
Landkreis eine Wohnung hat, die 
nicht ihre Hauptwohnung sein 
muss, oder ohne eine Wohnung 
zu haben sich im Landkreis ge- 
wöhnlich aufhält. Wer die Wähl- 
barkeit infolge Wegzugs verloren 
hat, jedoch innerhalb eines Jah- 
res seit dem Wegzug in den Land- 
kreis zurückkehrt, ist mit dem 
Zuzug wiederwählban 

Von der Wählbarkeit ausgeschlos- 
sen ist eine Person, die nach Art. 21 
Abs. 2 Gemeinde- und Landkreis- 
wahlgesetz (GLKrWG) nicht wähl- 
barist. 

Wählbarkeit zum Landrat 
Für das Amt des Landrats ist jede 

Person wählbar, die am Wahltag: 
- Deutsche im Sinn des Art. 116 
Abs. 1 des Grundgesetzes ist; 

- das 18. Lebensjahr vollendet hat. 

5.2 Von der Wählbarkeit ausgeschlos- 
sen ist eine Person, die nach Art. 39 
Abs. 2 GLKrWG nicht wählbar ist. 
Zum Landrat kann außerdem nicht 
gewählt werden, wer am Tag des 
Beginns der Amtszeit das 67. Le- 
bensj ahr vollendet hat. 

6. Aufstellungsversammlung « 

6.1 Alle sich bewerbenden Personen 
werden von einer Partei oder einer 
Wählergruppe in einer Versamm- 
lung aufgestellt, die zu diesem 
Zweck für den gesamten Wahlkreis 
einzuberufen ist. ‘ 

Diese Aufstellungsvers ammlung ist 
- eine Versammlung der Anhänger 

einer Partei oderWählergruppe, 
- eine besondere Versammlung 
von Delegierten, die von Mitglie- 
dern einer Partei oder Wähler- 
gruppe für die bevorstehende 
Aufstellung sich bewerbender 
Personen gewählt wurden oder 
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6.2 

6.3 

6.4 

6.5 

6.5.1 

- eine allgemeine Delegiertenver- 
sammlung, die nach der Satzung 
einer Partei oder einer Wähler- 
gruppe allgemein für bevorste- 
hende Wahlen bestellt wurde. 

Die Mehrheit der Mitglieder einer 
allgemeinen Delegiertenversamm- 
lung darf nicht früher als zwei Jahre 
vor dem Monat, in dem der Wahltag 
liegt, von den Mitgliedern einer 
Partei oder einer Wählergruppe 
gewählt worden sein, die im Zeit- 
punkt der Wahl der Delegierten im 
Wahlkreis wahlberechtigt waren. 
Die Teilnehmer der Aufstellungs- 

- Versammlung müssen im Zeitpunkt 
ihres Zusammentritts im Wahlkreis 
Wahlberechtigt sein. Die Aufstel- 
lungsversammlung darf nicht frü- 
her als 15 Monate vor dem Monat 
stattfinden, in dem der Wahltag 
liegt. 

Die sich bewerbenden Personen 
werden in geheimer Abstimmung, 
an der mindestens drei Abstim- 
mungsberechtigte teilnehmen 
müssen, gewählt. Jede an der Auf- 
stellungsversammlung teilnahme- 
berechtigte und anwesende Person 
ist hierbei vorschlagsberechtigt. 
Den sich für die Aufstellung bewer- 
benden Personen ist Gelegenheit zu 
geben, sich und ihr Programm der 
Versammlung in angemessener Zeit 
vorzustellen. 

Ersatzleute, die für den Fall des 
Ausscheidens einer sich bewerben- 
den Person in den Wahlvorschlag 
nachrücken‚ sind in gleicher Weise 
wie sich bewerbende Personen 
aufzustellen. 

Mehrere Wahlvorschlagsträger 
können gemeinsame Wahlvorschlä- 
ge einreichen. Gemeinsame Wahl- 
vorschläge sind in einer gemeinsa- 
men Versammlung aufzustellen 
(bei der Wahl des Landrats siehe 
auch Nr. 6.5). Die Einzelheiten 
vereinbaren die Wahlvorschlagsträ- 
ger. 

Bei Kreistagswahlen kann die 
Versammlung beschließen, dass 
sich bewerbende Personen zweimal 
oder dreimal auf dem Stimmzettel 
aufgeführt werden sollen. 
Besonderheiten bei der Landrats- 
wahl: 

Soll eine Person von mehreren 
Wahlvorschlagsträgern als sich 
gemeinsam bewerbende Person 
aufgestellt werden, sind folgende 
Verfahrensarten möglich: 

Die sich bewerbende Person wird in 
_ einer gemeinsamen Aufstellungs- 

6.5.2 
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Versammlung der Parteien und der 
Wählergruppen aufgestellt, die 
einen gemeinsamen Wahlvorschlag 
einreichen. 

Die Parteien und die Wählergrup- 
pen stellen eine sich bewerbende 

7.1 

7.2 

7.3 

7.4 

Person in getrennten Versammlun- 
gen auf und reichen getrennte’ 
Wahlvorschläge ein. Eine von meh- 
reren Versammlungen aufgestellte 
Person muss gegenüber der Wahl- 
leiterin schriftlich erklären, ob sie 
als sich gemeinsam bewerbende 
Person auftreten will oder, falls 
diese Möglichkeit beschlossen 
wurde, ob sie sich nicht auf allen 
Wahlvorschlägen bewerben will. 

Niederschrift über die Versamm- 
lung 
Über die Aufstellungsversammlung 
ist eine Niederschrift zu fertigen. 
Aus der Niederschrift muss ersicht- 
lich sein: 
- die ordnungsgemäße Ladung zur 
Aufstellungsversammlung, 

- Ort und Zeit der Aufstellungsver- 
sammlung‚ 

- die Zahl der teilnehmenden Per- 
sonen, 

- bei einer allgemeinen Delegier- 
tenversammlung die Erklärung, 
dass die Mehrheit der Delegier- 
ten nicht früher als zwei Jahre vor 
dem Monat, in dem der Wahltag 
liegt, von den Mitgliedern einer 
Partei oder einer Wählergruppe 
gewählt worden ist, die im Zeit- 
punkt der Wahl der Delegierten 
im Landkreis wahlberechtigt 
waren, 

- der Verlauf der Aufstellungsver- 
Sammlung, 

- das Wahlverfahren‚ nach dem die 
sich bewerbenden Personen 
gewählt wurden, 

- die Ergebnisse der Wahl der sich 
bewerbenden Personen, .ihre 
Reihenfolge und ihre etwaige 
mehrfache Aufführung, 

- auf welche Weise ausgeschiedene 
sich bewerbende Personen er- 
setzt werden, sofern die Aufstel- 
lungsversammlung Ersatzleute 
aufgestellt hat. ' 

Die Niederschrift ist von der die 
Aufstellungsversammlung leiten- 
den Person und zwei Wahlberech- 
tigten, die an der Versammlung 
teilgenommen haben, zu unter- 
schreiben. Jede wahlberechtigte 
Person darf nur eine Niederschrift 
unterzeichnen". Auch sich bewer- 
bende Personen dürfen die Nieder- 
schrift unterzeichnen, wenn sie an 
der Versammlung teilgenommen 
haben. 
Der Niederschrift muss eine Anwe- 
senheitsliste beigefügt sein, in die 
sich diejenigen Wahlberechtigten 
mit Namen, Anschrift und Unter- 
schrift eingetragen haben, die an 
der Versammlung teilgenommen 
haben. 
Die Niederschrift mit der Anwesen- 
heitsliste ist dem Wahlvorschlag 

8.2 

8.3 

8.4 

beizulegen. 

Inhalt der Wahlvorschläge 
Bei Kreistagswahlen darf jeder 
Wahlvorschlag höchstens °so viele 
sich bewerbendePersonen enthal- 
ten, wie Kreisräte zu wählen sind. 
In unserem Landkreis darf daher 
ein Wahlvorschlag höchstens 60 
sich bewerbende Personen enthal- 
ten. Wenn sich bewerbende Perso- 
nen im _Wahlvors_chlag mehrfach 
aufgeführt werden, verringert sich 
die Zahl“ der sich bewerbenden 
Personenentsprechend. 
Sich bewerbende Personen dürfen 
bei Wahlen für ein gleichartiges 
Amt, die_a_m selben Tag stattfinden, 
nur in einem Wahlkreis aufgestellt 
werden; Sie dürfen bei einer Wahl 
nur in ‘einem Wahlvorschlag be- 
nannt werden. Bei Landratswahlen 
darf jeder Wahlvorschlag nur eine 
sich bewerbende Person enthalten. 
Jeder Wahlvorschlag muss den 
Namen der Partei oder der Wähler- 
gruppe als Kennwort tragen. Ge- 
meinsame Wahlvorschläge müssen 
die Namen sämtlicher daran betei- 
ligter Parteien oderWählergruppen 
tragen. Kurzbezeichnungen, bei 
denen der Name der Partei oder der 
Wählergruppe nur durch eine Buch- 
stabenfolge oder in anderer Weise 
ausgedrückt wird, reichen als Kenn- 
wort aus. Dem Kennwort ist eine 
weitere Bezeichnung beizufügen, 
wenn das zur deutlichen Unter- 
scheidung der Wahlvorschläge 
erforderlich ist. 
Wird ein Wahlvorschlag ohne Kenn- 
wort eingereicht, gilt der Name des 
Wahlvorschlagsträgers als Kenn- 
wort, bei einem gemeinsamen 
Wahlvorschlag gelten die Namen 
sämtlicher daran beteiligter _Partei- 
en oder Wählergruppen in der im 
Wahlvorschlag genannten Reihen- 
folge als Kennwort. Enthalten ge- 
meinsame, aber getrennt einge- 
reichte Wahlvorschläge zur Wahl 
des Landrats kein oder kein ge- 
meinsames Kennwort, gelten die 
Kennworte der Wahlvorschläge in 
alphabetischer Reihenfolge als 
gemeinsames Kennwort. 
Organisierte Wählergruppen haben 
einen Nachweis über die Organisa- 
tion vorzulegen, wenn sie als orga- 
nisiert behandelt werden sollen. 
Jeder Wahlvorschlag soll eine Be- 
auftragte/einen Beauftragten und 
ihre/seine Stellvertretung bezeich- 
nen, die im Landkreis wahlberech- 
tigt sein müssen. Fehlt diese Be- 
zeichnung, gilt die erste Unter- 
zeichnerin/der erste Unterzeichner 
als Beauftragte/r, die/der zweite als 
ihre/seine Stellvertretung. Die/Der 
Beauftragte ist berechtigt, verbind- 
liche Erklärungen zum Wahlvor- 
schlag abzugeben und entgegenzu-



8.5 

8.6 

8.7 

8.8 

8.9 

nehmen. Im Zweifelsfall gilt die 
Erklärung der/des Beauftragten. 
Jeder Wahlvorschlag muss die 
Angabe sämtlicher sich bewerben- 
der Personen in erkennbarer Rei- 
henfolge entsprechend der Aufstel- 
lung in der Niederschrift über die 
Aufstellungsversammlung nach 
Familienname, Vorname, Tag der 
Geburt, Geschlecht, Beruf oder 
Stand und Anschrift enthalten. 
Angegeben werden können kom- 
munale Ehrenämter und im Grund- 
gesetz und in der Verfassung vorge- 
sehene Ämter, falls diese in den 
Stimmzettel aufgenommen werden 
sollen. Diese sind insbesondere: 
Ehrenamtlicher erster, zweiter oder 
dritter Bürgermeister, Gemeinde- 
ratsmitglied, stellvertretender 
Landrat, Kreisrat, Bezirkstagsprä- 
sident, stellvertretender Bezirks- 
tagspräsident, Bezirksrat, Mitglied 
des Europäischen Parlaments, des 
Bundestags, des Landtags. 

‘Dreifach aufzuführende sich be- 
werbende Personen erscheinen auf 
dem Stimmzettel vor den zweifach 
aufzuführenden und diese vor den 
übrigen sich bewerbenden Perso- 
nen. 
Die sich bewerbende Person muss 
erklären, dass sie der Aufnahme 
ihres Namens in den Wahlvorschlag 
zustimmt und dass sie bei Wahlen 
für ein gleichartiges Amt, die am 
selben Tag stattfinden, nur in einem 
Wahlkreis aufgestellt wird. Wird 
eine mehrfache Aufstellung festge- 
stellt, hat die sich bewerbende 
Person der Wahlleiterin nach Auf- 

.forderung mitzuteilen, welche 
Bewerbung gelten soll. Unterlässt 
sie diese Mitteilung oder widerspre- 
chen sich die Mitteilungen, sind die 
Bewerbungen für ungültig zu erklä- 
ren. 
Die sich bewerbende Person muss 
außerdem erklären, dass sie nicht 
von der Wählbarkeit ausgeschlos- 
sen ist. 
Ein Wahlvorschlag zur Wahl des 
Kreistags oder eines Landrats muss 
ferner eine Bescheinigung der 
Gemeinde, in der die sich bewer- 
bende Person ihre Wohnung, die 
nicht ihre Hauptwohnung sein 
muss, oder ohne eine Wohnung zu 
haben ihren gewöhnlichen Aufent- 
halt hat, über ihre Wählbarkeit 
enthalten (Anlagen 12 und 12a zu 
Nr. 47 GLKrWBek). 
Das Gleiche gilt für Ersatzleute. 
Ein Wahlvorschlag zur Wahl des 
Kreistags oder eines Landrats muss 
für die sich bewerbende Person eine 
Bescheinigung der Gemeinde, in 
der sie ihre Hauptwohnung hat, bei 
Personen ohne Wohnung eine Be- 
scheinigung der letzten Wohnsitz- 
gemeinde, enthalten, dass sie nicht 
von der Wählbarkeit ausgeschlos- 

8.10 

10. 

sen ist. Die Gemeinde darf diese 
Bescheinigung nur einmal ausstel- 
len. 

Das Gleiche gilt fürErsatzleute. 
Ein Wahlvorschlag zur Wahl des 
Kreistags oder des Landrats muss 
eine gemeindliche Bescheinigung 
über das Wahlrecht der Beauftrag- 
ten und ihrer Stellvertreter sowie 
die Unterzeichner/innen der Wahl- 
vorschläge enthalten. 
Das Gleiche gilt fürErsatzleute. 
Unterzeichnung der 
Wahlvorschläge 
Jeder Wahlvorschlag muss von zehn 
Wahlberechtigten unterschrieben 
sein, die am Montag, 03. Februar 
2020 (41. Tag vor dem Wahltag) 
wahlberechtigt sind. Die Unter- 
zeichnung durch sich bewerbende 
Personen oder Ersatzleute eines 
Wahlvorschlags ist unzulässig. Die 
Unterschriften auf dem Wahlvor- 
schlag müssen eigenhändig geleis- 
tet werden. Die Unterzeichner/ 
innen müssen Familienname, Vor- 
name und Anschrift angeben und 
im Landkreis Wahlberechtigt sein. 
Jeder Wahlberechtigte darf nur 
einen Wahlvorschlag unterzeich- 
nen. Die Zurückziehung einzelner 
Unterschriften, der Verlust des 
Wahlrechts oder der Tod der Unter- 
zeichner/innen des Wahlvorschlags 
berührt die Gültigkeit des Wahlvor- 
schlags nicht. 

Unterstützungslisten für 
Wahlvorschläge 
Wahlvorschläge von neuen Wahl- 
vorschlagsträgern müssen nicht 
nur von zehn Wahlberechtigten 
unterschrieben werden, sondern 
zusätzlich von mindestens 385 
Wahlberechtigten durch Unter- 
schrift in Listen, die im Landrats- 
amt, bei der Gemeinde/Stadt oder 
bei der Verwaltungsgemeinschaft 
aufliegen, unterstützt werden. Neue 

l 

Wahlvorschlagsträger sind Parteien 
und Wählergruppen, die im Kreis- 
tag seit dessen letzter Wahl nicht 
aufgrund eines eigenen Wahlvor- 
schlags ununterbrochen bis zum 90. 
Tag vor dem Wahltag (16. Dezember 
2019) vertreten waren; sie benöti- 
gen allerdings dann keine zusätzli- 
chen Unterstützungsunterschrif- 
ten, wenn sie bei der letzten Land- 
tagswahl oder bei der letzten Euro- 
pawahl mindestens fünf v. H. der im 
Land insgesamt abgegebenen gülti- 
gen Stimmen oder bei der letzten 
Bundestagswahl mindestens fünf v.

l 

H. der im Land abgegebenen gülti- 
gen Zweitstimmen erhalten haben. 
Maßgeblich sind die von der Lan- 
deswahlleitung früher als drei Mo- 
nate vor dem Wahltag bekannt 
gemachten Ergebnisse. 
Ein gemeinsamer Wahlvorschlag 
bedarf keiner zusätzlichen Unter- 
stützungsunterschriften, wenn 

10.2 

10.3 

10.4 

10.5 

11. 

dessen Wahlvorschlagsträger in 
ihrer Gesamtheit im Kreistag seit 
dessen letzter Wahl auf Grund des 
gleichen gemeinsamen Wahlvor- 
schlags bis zum 90. Tag vor dem 
Wahltag (16. Dezember 2019) vertre- 
ten waren oder wenn mindestens 
einer der beteiligten Wahlvor- 
schlagsträger keine zusätzlichen 
Unterstützungsunterschriften 
benötigt. 
In die Unterstützungsliste dürfen 
sich nicht eintragen: 
- die in einem -Wahlvorschlag auf- 
geführten sich bewerbenden 
Personen und Ersatzleute, 

- Wahlberechtigte, die sich in eine 
andere Unterstützungsliste ein- 
getragen haben, 

- Wahlberechtigte, die einen Wahl- 
vorschlag unterzeichnet haben. 

Während der Eintragungszeiten ist 
in dem Gebäude, in dem sich der 
lEintragungsraum befindet, sowie 
unmittelbar vor dem Zugang zu 
dem Gebäude jede Behinderung 
oder erhebliche Belästigung der 
sichEintragendenverboten. 
Die Zurücknahme gültiger Unter- 
schriften ist wirkungslos. 
Die Einzelheiten über die Eintra- 
gungsfristen, die Eintragungsräu- 
me, die Öffnungszeiten und die 
Ausstellung von Eintragungsschei- 
nen an kranke und körperlich be- 
hinderte Personen werden von der 
Gemeinde/Stadt gesondert bekannt 
gemacht. 

« Zurücknahme von 
Wahlvorschlägen 
Die Zurücknahme der Wahlvor- 
schläge im Ganzen ist nur bis zum 
Donnerstag, 23. Januar 2020, 18:00 
Uhr (52. Tag vor dem Wahltag) zu- 
lässig. 

Über die Zurücknahme von Wahl- 
vorschlägen im Ganzen beschlie- 
ßen die Wahlvorschlagsträger in 
gleicher Weise wie über die Aufstel- 
lung der Wahlvorschläge. Die/Der 
Beauftragte kann durch die Aufstel- 
lungsversammlung verpflichtet 
werden, unter bestimmten Voraus- 
setzungen den Wahlvorschlag zu- 
rückzunehmen. 

Bayreuth, 1 7. Dezember 2010 
F roschauer 
Kreiswahlleiterin 

Satzung über die Erhebung von Kosten- 
beiträgen für die Förderung in qualifi- 
zierter Tagespflege im Landkreis Bay- 
reuth (Tagespflegekostenbeitragssat- 
zung) 

Aufgrund der Artikel 17 und 18 der Land- 
kreisordnung für den Freistaat Bayern
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(Landkreisordnung - LKrO) in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 22. Au- 
gust 1998 (GVBl S. 826), zuletzt geändert 
durch ä 1 Abs. 40 der Verordnung vom 26. 
März 2019 (GVBI S. 98), und €190 Sozialge- 
setzbuch (SGB), Achtes Buch (VIII) - 

Kinder- und Jugendhilfe - (Artikel 1 des 
Gesetzes vom 26. Juni 1990, BGBI. S. 
1163), in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 11. September 2012 (BGBl. I S. 
2022), zuletzt geändert durch Artikel 2 G 
vom 19.12.2018 (BGBl. I S. 2696, 2698) 
erlässt der Landkreis Bayreuth folgende 
Satzung: 

ä 1 Kostenbeitragspflicht 

Für die Betreuung von Kindern nach Q5 
23, 24 SGB VIII in der qualifizierten Kin- 
dertagespflege des Landkreises Bayreuth 
werden pauschalierte Kostenbeiträge auf 
Grundlage des ä 90 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 SGB 
VIII erhoben. 

5 Beitragspflichtiger Personenkreis 
‘ 

(1) Beitragspflichtig sind die Eltern, mit 
denen das Kind zusammen lebt. Lebt 
das Kind nur mit einem Elternteil 
zusammen, so tritt dieser an die Stelle 
derEltern. 

(2 s; Erziehungsberechtigte, Personensor- 
geberechtigte und jede sonstige Per.- 
son über 18 Jahre, die aufgrund einer 
Vereinbarung mit dem Personensor- 
geberechtigten nicht nur vorüberge- 
hend und nicht nur für einzelne Ver- 
richtungen Aufgaben der Personen- 
sorge wahrnehmen undfür das Kind 
qualifizierte Tagespflege beantragen 
und einen Betreuungsvertrag abge- 

« schlossen haben, treten an die Stelle 
derEltern. 

(3 s4 Beitragsschuldner sind die Personen 
im Sinne von Absatz 1 und 2. Mehrere 
Beitragspflichtige haften als Gesamt- 
Schuldner. 

5 3 Beitragsmaßstab 

(1) Die Höhe des pauschalierten Kosten- 
beitrages bemisst sich nach der ver- 
einbarten regelmäßigen durch- 
schnittlichen Betreuungszeit pro .Tag 
(5 Tage-Woche). Findet die Betreuung 
nur an einzelnen Tagen pro Woche 
statt oder variiert die Betreuungszeit, 
so wird eine durchschnittliche wö- 
chentliche Betreuungszeit errechnet. 

(2) Grundlage der von den Sorgeberech- 
tigten gebuchten Zeiten (Buchungs- 
zeiten) ist die tatsächliche Nutzung 
der qualifizierten Tagespflege im 
Rahmen der vereinbarten Betreu- 
‘ungszeit. Eine Buchung in der Kate- 
gorie von 4 - 5 Stunden bedeutet z.B., 
dass das Kind in der Regel bzw. im 
Wochendurchschnitt diese Zeit auch 
tatsächlich täglich bei der qualifizier- 
ten Tagespflegeperson betreut wird. 
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In Ausnahmefällen können auch Betreuungszeiten an einzelnen Tagen gebucht 
werden. 

ä 4 Beitragssatz 

(1) Im Rahmen derBetreuung werden je Kind und Kalendermonat folgende Kostenbei- 
träge erhoben:_ 

Für eine Buchungszeit von wöchentlich Kostenbeitrag. 

a) mehr als 5 bis einschließlich 10 Stunden: 50,00 EUR 
b) mehr als 10 bis einschließlich 15 Stunden: 110,00 EUR 
c) mehr als 15 bis einschließlich 20 ‘Stunden: 140,00 EUR 
d) mehr als 20 bis einschließlich 25 Stunden: 160,00 EUR 
e) mehr als 25 bis einschließlich 30 Stunden: 180,00 EUR 
f) mehr als 30 bis einschließlich 35 Stunden: 200,00 EUR 
g) mehr als 35 bis einschließlich 40 Stunden: 220,00 EUR 
h) mehr als 40 bis einschließlich 45 Stunden: 240,00 EUR 
i) mehr als 45 Stunden: 260,00EUR 

(2) Beginnt und endet die Betreuung eines Kindes im Laufe eines Kalendermonats 
wird der fällige Kostenbeitrag für diesen Monat anteilig erhoben. 

5 5 Entstehen und Fälligkeit 
des Kostenbeitrags 

(1) Die Beitragspflicht entsteht mit Beginn des Tages, in dem das Kind in die qualifizier- 
te Kindertagespflege aufgenommen wird. Sie endet mit dem Tage, an dem die Be- 
treuung endet. Die Beitragspflicht bleibt auch beiUnterbrechung der qualifizierten 
Kindertagespflege wegen Urlaubs oder Erkrankung bestehen. lm Falle der nicht 
fristgerechten Abmeldung endet die Beitragspflicht grundsätzlich erst zum Ende 
des Kalendermonats, in dem die Kündigung wirksam wird. 

(2) Der Kostenbeitrag wird mit Bescheid festgesetzt. Er ist jeweils am 01.'bzw. 15. eines 
Monats für den gesamten Monat fällig und auf eines der im Bescheid genannten 
Konten zu überweisen. Barzahlung ist nicht möglich. 

ä 6 Erlass des Kostenbeitrags 

Der Kostenbeitrag kann auf Antrag des/der Kos tenbeitragspflichtigen gem. ä 90 Abs. 3 
SGB VIII ganz -oder teilweiseverlassen werden. 

ä 7 Auskunfts- und Anzeigepflichten 

(1) Die Beitragspflichtigen sind während des gesamten Förderzeitraumes verpflichtet, 
dem Landkreis Bayreuth Veränderungen der für die Bemessung des Kostenbeitrags 

‘ maßgeblichen Tatsachen unverzüglich mitzuteilen und die erforderlichen Nachwei- 
se vorzulegen. 

(2) Kommen die Beitragspflichtigen vorsätzlich oder fahrlässig ihrer Auskunfts- und 
Informationspflicht nach Abs. 1 nicht oder nicht rechtzeitig nach, sind sie zum Er- 
satz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet. 

5 8 Inkrafttreten 

Die Satzung tritt am 1.12.2019 in Kraft. 

Bayreuth, den 1 1. Juli 201 9 
Landratsamt Bayreuth 
Hermann Hübner 
Landrat



Bekanntmachung Zweckverband Ab- 
wasserbeseitiglmg Rotmaintal 

Bevorratungsbeschluss der Verbands- 
versammlung des Zweckverbandes 
‘Abwasserbeseitigung Rotmaintal zur 
öffentlichen Entwässerungseinrich- 
tung 

Die Verbandsversammlung hat in ihrer 
Sitzung vom 28. November 2019 einstim- 
mig den nachfolgenden Bevorratungsbe- 
schluss zur öffentlichen Entwässerungs- 
einrichtung des Zweckverbandes Abwas- 
serbeseitigung Rotmaintal gefasst: 

Die Verbandsversammlung des Zweck- 
verbandes Abwasserbeseitigung Rot- 
maintal wird im ersten Halbjahr 2020 (bis 
spätestens 30. Juni 2020) die Beitrags- 
und Gebührensatzung für die öffentliche 
Entwässerungseinrichtung ändern. Mit 
der Änderung wird die Schmutzwasser- 
und die Niederschlagswassergebühr 
sowie der ä 11 der Beitrags- und Gebüh- 
rensatzung zur Ermittlung der für die 
Niederschlagswassergebühren einleiten- 
den Flächen rückwirkend zum 1. Januar 
2020 neu festgesetzt. 

Begründung: 

Durch die Verwaltung erfolgte die Ermitt- 
lung der versiegelten und in die öffentli- 
che Entwässerungseinrichtung einleiten- 
den Flächen durch eine Selbstauskunft 
der Grundstückseigentümer. Es wurden 
nicht alle Erfassungsbögen an die Verwal- 
tung zurückgegeben. Derzeit werden die 
Flächen der Grundstücke, zu denen noch 
kein Erfassungsbogen abgegeben wurde, 
satzungsgemäß nach pflichtgemäßen 
Ermessen geschätzt. Die pflichtgemäße 
Schätzung wird noch Zeit in Anspruch 
nehmen, folglich ist eine korrekte Kalku- 
lation der Niederschlagswassergebühren 
noch nicht möglich. - 

Zum jetzigen Zeitpunkt ist ebenfalls mit 
einer Erhöhung der Abwasser- und Nie- 
derschlagswassergebühren zum 1.1.2020 
zu rechnen, da aufgrund des Sanierungs- 
bedarf‚ der teils schon durch die Befah- 
rung von Kanälen festgestellt wurde aber 
auch noch erwartet wird, die Abschrei- 
bung auf zuwendungsfinanziertes Anla- 
gevermögen gemäß Art. 8 Abs. 3 Satz 2 
KAG (Kommunalabgabengesetz) voll 
ausgenutzt werden sollte. Der Sanie- 
rungsbedarf der Kanäle soll, soweit für 
die Kalkulation schon belegbar, ebenfalls 
berücksichtigt werden. 

Die Satzung wird dann rückwirkend zum 
1.1.2020 geändert und die Schmutz- und 
Niederschlagswassergebühren sowie der 
ä 11 der Beitrags- und Gebührensatzung 
zur Ermittlung der für die Niederschlags- 

wassergebühr einleitenden Flächen 
rückwirkend zum 1.1.2020 angepasst. Es 
ist möglich und wahrscheinlich, dass für 
den künftigen Gebührenbemessungszeit- 
raum vom 1.1.2020 bis 31.12.2023 höhere 
Gesamtkosten für die Abwasserbeseiti- 
gung umzulegen sein werden, als dies mit 
dem derzeit gültigen Gebührensatz ge- 
schiebt. 

Sowohl die Schmutzwasser- als auch die 
Niederschlagswassergebühren können 
also rückwirkend zum 1.1.2020 steigen. 
Hierauf wird ausdrücklich hingewiesen. 

Neudrossenfeld‚ 2. Dezember 2019 
Zweckverband Abwasserbeseitigung 
Rotmaintal 
Kirschner 
Verbandsvorsitzencle 

Haushaltssatzung 2020 
des Schulverbandes Pegnitz 

vom 28. November 2019 

Auf Grund des Art. 9 des Bayerischen 
Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2000 (GVBl. S. 455, ber. S. 633, 
BayRS 2230-7-1-K)‚ zuletzt geändert 
durch Art. 12 des Gesetzes vom 20. De- 
zember 2016 (GVBl. S. 399), i. V. m. Art. 35 
und 42 des Gesetzes über die kommunale 
Zusammenarbeit (KommZG) in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 20. Juni 
1994 (GVBl. S. 555; 1995 S. 98, BayRS 
2020-6-1-I),’zuletzt geändert durch Artf9ä 
Abs. 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 
2015 (GVBl. S. 458) und der Art. 63 ff. der 
Gemeindeordnung für den Freistaat Bay- 
ern (Gemeindeordnung — G0) in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 22. Au- 
gust 1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1- 
I)‚ zuletzt geändert durch Art. 17 a Abs. 2 
des Gesetzes vom 13. Dezember 2016 
(GVBl. S. 335) erlässt der Schulverband 
Pegnitz folgende Haushaltssatzung: 

ä 1 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan 
wird hiermit festgesetzt; 
er schließt ab 
im Verwaltungshaushalt 
in den Einnahmen 
undAusgaben mit 1.149.600‚00€ 

und 
im Vermögenshaushalt

_ 

mit 249.200,00 €. 

ä 2 
Kreditaufnahmen für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen wer- 
den nicht festgesetzt. 

93 
Verpflichtungsermächtigungen im Ver- 
mögenshaushalt werden nicht festge- 
setzt. 

5 4 
l1 {Verwaltungsumlage 

1. Der durch sonstige Einnahmen nicht 
gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Fi- 
nanzierung von Ausgaben im Verwal- 
tungshaushalt wird auf 739.300,00 € 
festgesetzt und nach der Zahl der Ver- 
bandsschüler auf die Mitglieder des 
Schulverbandes umgelegt. 

2. Für die Berechnung der Schulver- 
bandsumlage wird die maßgebende 
Schülerzahl nach dem Stand vom 1. Ok- 
tober 2019 auf 259 Verbandsschüler 
festgesetzt. 

3. Die Verwaltungsumlage wird je Ver- 
bandsschüler auf 2.854,44 € festgesetzt. 

g 2) Investitionsumlage 

1. Die Investitionsumlage im Vermögens- 
haushalt wird auf 30.700,00 € festge- 
setzt. 

2. Für die Berechnung der Schulver- 
bandsumlage wird die maßgebende 
Schülerzahl nach dem Stand vom 1. Ok- 
tober 2019 auf 259 Verbandsschüler 
festgesetzt. 

3. Die Investitionsumlage wird je Ver- 
bandsschüler auf 118,53€ festgesetzt. 

ä 5 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur 
rechtzeitigen Leistung von Ausgaben 
nach dem Haushaltsplan wird auf 
140.000,00€festgesetzt. 

5 6 
Weitere Festsetzungen werden nicht ge- 
treffen. 

ä 7 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Ja- 
nuar 2020 in Kraft. 

Pegnitz, 28.November 2020 
Uwe Raab 
ErsterBürgermeister 
Vorsitzender des Schulverbandes 

Die Haushaltssatzung samt ihren Anla- 
gen liegt bis zur nächsten amtlichen Be- 
kanntmachung einer Haushaltssatzung 
im Rathaus der Stadt Pegnitz, Hauptstra- 
ße 37, 91257 Pegnitz, während der allge- 
meinen Geschäftsstunden zur öffentli- 
chen Einsichtnahme auf.
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Landratsamt Bayreuth ~~~~ 
Markgrafenallee 5

U 
Hausanschrift: 

B h . . 95448 awveugt 
4— 

_ 

der Landkrels Bayreuth 
Postanschrift: 95440 Bayreuth." ’ h 

'

‚ 

Telefon: 0921/728-0 
Telefax: 0921/ 728-88-0 

E-Mail: poststelle@lra-bt.bayern.de 
Internet: wwwlandkreis-bayreuthde 

Bankverbindungen: 
Sparkasse Bayreuth IBAN DE36773501100570001206 

4 
BIC BYLADEM1 5BT 

Postbank Nürnberg IBAN DE11760100850019810851 
BIC PBNKDEFFXXX 

Commerzbank IBAN DEO2773400760131571200 
BIC COBADEFFXXX 

Besuchszeiten: 

Montag: 07.30 - 14.00 Uhr 
Dienstag: 07.30 — 14.00 Uhr 
Mittwoch: 07.30 - 12.00 Uhr 
Donnerstag: 07.30 - 17.00 Uhr 
Annahmeschluss Kfz-Zulassungsstelle: 16.30 Uhr 
Freitag: 07.30 - 13.00 Uhr 
Annahmeschluss Kfz.-Zulassungsstelle: 12.00 Uhr


